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Werben um Investitionen
Mauricio Macri auf mehrtägiger Staatsvisite in Spanien
Mauricio Macri mit König Felipe VI. (r.) und Königin Letizia (l.) und seiner Ehefrau Juliana Awada. (Foto: AP)
Buenos Aires (AT/mc) - Mit dem Ziel, für Investitionen in Argentinien zu werben, hat Präsident Mauricio Macri in dieser Woche Spanien einen Besuch abgestattet. „Gegenwärtig befinden wir uns in einer Phase makroökonomischer Stabilität mit klaren Regeln. Wir Argentinier hoffen, dass Sie Ihr wirtschaftliches Engagement vertiefen und neue spanische Unternehmen bei uns im Land investieren“, brachte Macri am Mittwoch bei seiner Rede vor dem spanischen Parlament in Madrid seine Hoffnung zum Ausdruck.
Neues Vertrauen bei den Iberern aufzubauen, dürfte indes nicht ganz einfach sein. Schließlich sind die Enteignungen spanischer Anteile an argentinischen Unternehmen wie YPF oder Aerolíneas Argentinas, die von den Kirchner-Regierungen veranlasst wurden, noch in frischer Erinnerung.
Doch Macri war bemüht, die Gemeinsamkeiten herauszuheben. „Argentinien und Spanien verbindet eine lange Geschichte der Zuneigung“, so der Präsident gegenüber den parlamentarischen Repräsentanten der einstigen Kolonialmacht. Man sei durch die Geschichte vereint, aber auch durch die Zukunft.
Der Präsident lud seine Gastgeber ein, das Ziel einer „strategischen Allianz“ zwischen Südamerika und der Iberischen Halbinsel wieder neu zu verfolgen. Diese wiederum könne Motor der Annäherung zwischen Mercosur und Europäischer Union sein.
Hauptziel seiner Regierung sei es, wirtschaftliches Wachstum und gute Arbeitsplätze zu schaffen. Auf diese Weise wolle man die Armut nachhaltig bekämpfen. Heute sei jeder dritte Argentinier arm, was absolut inakzeptabel sei. Doch mit seinem Amtsantritt vor etwas über einem Jahr habe nun ein „historischer Wandel in Argentinien“ begonnen, so Marci, in dessen Delegation 200 Wirtschaftsvertreter waren.
Positiv aufgenommen wurde Macris Auftritt vor dem Parlament von Spaniens konservativem Regierungschef Mariano Rajoy: „Heute ist Argentinien ein Land in Bewegung.“
Kritische Töne gab es indes von der linksgerichteten Oppositionsbewegung „Podemos“ (Wir können). Deren Abgeordneter Íñigo Errejón warf Macri vor, die Tarife für Gas, Wasser und Elektrizität deutlich erhöht zu haben und für 200.000 Entlassungen verantwortlich zu sein.
Podemos-Abgeordnete überreichten Macri zudem eine Petition, die die Freilassung von Milagro Sala fordert. Die indigene Sozialaktivistin sitzt seit über einem Jahr in der Provinz Jujuy in Untersuchungshaft.
Macris Visite begann am Mittwoch mit einem Empfang bei König Felipe VI. Abends gab es ein Galadiner im Königlichen Palast von Madrid. Des Weiteren eröffnete Macri die Kunstmesse ARCO in der spanischen Hauptstadt, bei der Argentinien in diesem Jahr Ehrengast ist. Auf dem Programm stehen zudem Gespräche mit Ministerpräsident Rajoy. Der Staatsbesuch dauert noch bis Sonnabend.
Argentinien
Die Woche in Argentinien
Milani in Haft
César Milani ist derzeit in Untersuchungshaft. Sicherheitskräfte der Provinz La Rioja nahmen den einstigen Generalleutnant, der unter Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner Chef des argentinischen Heeres war, am vorigen Freitag fest. Milani war von Bundesrichter Daniel Herrera Piedrabuena vor Gericht zitiert worden, um Aussagen in der Causa Olivera zu machen. Doch der 62-jährige Milani weigerte sich, dem Richter Rede und Antwort zu stehen. In der Strafsache geht es um die Vorwürfe der illegalen Freiheitsberaubung, der Folter und des rechtswidrigen Eindringens in Privaträume. Milani soll im März 1977 als junger Leutnant für die Entführung und Misshandlung von Pedro Olivera und dessen Sohn Ramón Alfredo Olivera in La Rioja verantwortlich gewesen sein. Letzterer wurde bezichtigt, Mitglied der Guerrilla-Organisation ERP (Revolutionäres Volksheer) gewesen zu sein.
„Illia“ wird verlegt
Die Stadtautobahn „Illia“ soll teilweise verlegt werden. Dies kündigte Bürgermeister Horacio Rodríguez Larreta an. Der aktuelle Plan, der nach Eingaben von Anwohnern und Stadtplanern noch modifiziert wurde, sieht im Kern vor, dass die Schnellstraße nicht mehr wie bislang durch die Elendsviertel „Villa 31“ bzw. „Villa 31 bis“ führt. Der neue Verlauf der Straße, die aus der „9 de Julio“ hervorgeht, soll stattdessen ab der Kreuzung mit der „Avenida del Libertador“ zunächst ebenerdig an den Gleisen der Bahnlinie „Mitre“ entlangführen. Ab Höhe „Ayacucho“ ist eine Steigung vorgesehen, die zur geplanten Überführung über die Bahngleise führen soll. 300 Meter vor der Mautstation trifft der Neubau dann auf die bestehende Trasse der „Illia“. Die Baumaßnahmen sollen bis Oktober 2018 abgeschlossen sein. Für den Teil der alten Trasse, der dann nicht mehr gebraucht wird, ist eine parkähnliche Begrünung vorgesehen. Die Stadtplaner wollen mit der Maßnahme die Voraussetzung dafür schaffen, die Elendsviertel besser in die Stadt zu integrieren.
Macri und die Post
In der Causa „Correo Argentino“ hat die Nationalregierung bei der Justiz am Montag zweierlei beantragt: Zum einen die Aufhebung des umstrittenen Schuldenerlasses für die Unternehmensgruppe der Familie Macri für verlustreiche Geschäfte mit dem Staat vor 20 Jahren, als die Firma für die argentinische Post zuständig war. Zum anderen soll aber auch die Macri-Gruppe ihren Anspruch auf Entschädigung zurückziehen. 2003 hatte der damalige Präsident Néstor Kirchner die argentinische Post, die die Macris 1997 übernommen hatten, wieder verstaatlicht. Die Macri-Gruppe fordert 2,3 Milliarden Pesos als Kompensation. Präsident Mauricio Macri hatte am vorigen Donnerstag unter dem öffentlichen Druck angekündigt, den ausgehandelten Vertrag ganz neu verhandeln zu wollen. Das zuständige Handelsgericht setzte eine Anhörung für den 16. März an mit dem Ziel, einen neuen Vergleich zu erreichen.
19 Tote bei Busunfall
Bei einem Busunfall auf einer kurvenreichen Passstraße in den Anden sind 19 Menschen tödlich verletzt worden. Das Unglück ereignete sich in der Nacht zu Samstag in der Nähe der Stadt Mendoza. Der Busfahrer verlor auf dem Weg nach Chile am Aconcagua-Nationalpark in einer Kurve die Kontrolle und kam von der Straße ab, der Bus kippte um. 21 Menschen wurden verletzt. Wie die Behörden mitteilten, war der Fahrer viel zu schnell unterwegs und verlor offensichtlich beim Bremsen die Kontrolle. Die meisten Todesopfer waren argentinische Staatsangehörige. Der Bus gehört einem chilenischen Unternehmen.
Hitzewelle
Eine Hitzewelle brachte in den vergangenen Tagen die Bewohner der Metropolregion Buenos Aires gehörig zum Schwitzen. Besonders heiß war es am Dienstag, als die gefühlte Temperatur auf 40,8 Grad stieg. Diese wird aus Lufttemperatur und Windgeschwindigkeit berechnet. Die feuchte Hitze führte zu einem Rekord an Stromverbrauch: Durch den massenhaften Einsatz von Klimaanlagen verzeichneten die Elektrizitätsversorger von Stadt und Umland am Dienstag einen Stromkonsum von 9761 Megawatt. In mehr als 150.000 Haushalten im Großraum Buenos Aires fiel der Strom aus Am späten Nachmittag zog ein Gewitter mit heftigen Niederschlägen herauf, das eine Abkühlung um gefühlte 17 Grad mit sich brachte.
Extra-Unterricht
Das neue Schuljahr beginnt zwar erst am 6. März. Doch für 20.300 Schüler in der Hauptstadt hat das Pauken und Büffeln bereits begonnen. Um den Übergang von der Primar- zur Sekundarstufe zu erleichtern, gibt es an den öffentlichen Schulen der Stadt Buenos Aires zehntägige Vorbereitungskurse. Besonders auf den Gebieten Mathematik, Sprache und Lernmethoden sollen die angehenden Sekundarschüler fit gemacht werden. Ziel der Maßnahme ist es, die Quote der Sitzenbleiber und Schulabbrecher zu senken. Untersuchungen haben ergeben, dass besonders die ersten beiden Jahre der Sekundarstufe in dieser Hinsicht kritisch sind. (AT/mc/dpa)
Meinung
Die unlösbare Aufteilung der Bundessteuern
Argentinien ist ein Bundesstaat wie Brasilien, die Vereinigten Staaten von Amerika und Deutschland. Das hat zur Folge, dass die Nationalregierung und die Gliedstaaten (23 Provinzen und die autonome Stadt Buenos Aires) ihre Ausgaben zum größten Teil mit mit ihrer Beteiligung an den Bundessteuern finanzieren. Die Steuereinnahmen der Provinzen (Bruttoumsatzsteuer, Immobiliensteuer, Kfz-Steuer, Stempelsteuer u.a.) haben eine geringere Bedeutung, in einigen armen Provinzen kaum eine.
Ursprünglich erhielten die Provinzen 30 Prozent der nationalen Steuern, die gemäß Bevölkerung verteilt wurden. Danach wurden zunehmend andere Kriterien verwendet, wie der soziale Rückstand, womit die Aufteilung politisiert wurde. Später war die Verteilung recht willkürlich. Es ist objektiv schwer zu erklären, warum jede Provinz das erhält, was ihr zugeteilt wird. Unter den Kirchners wurde die Willkürlichkeit noch erhöht, indem befreundete Gouverneure Sonderzuschüsse erhielten und dann ein Sonderfonds mit einem Teil der Exportsteuern der Sojabohne geschaffen wurde, der unter den Provinzen verteilt wurde.
Abgesehen davon ist das Thema durch die Gebühren auf Erdöl und Gas, sowie auf Bergbauprodukte in den letzten 25 Jahren kompliziert geworden, weil viele Provinzen dabei zusätzliche Einnahmen erhalten. Die Provinz Catamarca finanziert seit fast 20 Jahren etwa die Hälfte ihres Budgets mit den Bergbaugebühren, erhält aber weiter den gleichen Anteil an den Bundessteuern. Und die Provinzen Santa Cruz, Chubut, Neuquén, Rio Negro, Mendoza, Salta und Jujuy erhalten auch viel vom Erdöl und Gas, was ebenfalls bei der Aufteilung der Bundessteuern nicht berücksichtigt wird.
In der Verfassungsreform von 1994 verpflichteten sich die Nationalregierung und die Gliedstaaten, binnen zwei Jahren einen neuen Schlüssel für die Verteilung der Bundessteuern festzusetzen. Der Senat nahm das Thema intern auf, gelangte jedoch zu keiner politisch annehmbaren Lösung und gab auf.
Das Grundproblem besteht darin, dass bei einer vernünftigen Verteilung, die auf der Bevölkerung und/oder dem Bruttoinlandsprodukt basiert, die Provinz Buenos Aires mehr und viele Randprovinzen, wie La Rioja, Formosa u.a. weniger erhalten würden. Denn die Provinz Buenos Aires hat fast 40 Prozent der Bevölkerung und etwa gleichviel des Bruttoinlandsproduktes, erhält aber keine 20 Prozent der Mittel, die unter den Provinzen verteilt werden. Doch im Senat haben alle Provinzen die gleichen Stimmen, so dass niemals eine Mehrheit für eine Neuregelung zustande kommen würde, bei der die meisten Provinzen Einnahmen verlieren.
In der Vorwoche berief Innenminister Rogelio Frigerio Provinzvertreter zu sich, um das Thema zu behandeln. Wie zu erwarten, geschah gar nichts. Ist das Problem unlösbar? So wie es jetzt gestellt wird, bestimmt. Dennoch sollte versucht werden, es rationeller zu gestalten.
Zunächst sollte der Anteil des Bundesstaates in einem Gesetz festgesetzt werden, und dann sollte die Aufteilung des Restes unter den Provinzen behandelt werden, so dass die Provinzen ihren Anteil nicht auf Kosten des Nationalstaates erhöhen können, wie es 1987 der Fall war, als Präsident Alfonsín das Thema im Parlament zur Diskussion stellte. Das führte damals zu einem erhöhten Defizit des Schatzamtes und trug mit zur Hyperfinflationswelle vom März 1989 bei.
Und dann sollte man zunächst zum Grundschlüssel, der Bevölkerung, zurückkehren und einen Teil für Sonderzuwendungen reservieren. Wie weit dies Erfolg hat, sei dahingestellt; doch zumindest sollte versucht werden, die Verteilung rationeller zu gestalten. Wie verlautete, will Frigerio auch eine Belohnung für die Provinzen, die ihre eigenen Steuern besser eintreiben, einführen. Das wäre in Ordnung, löst das Grundproblem jedoch nicht. Der Minister muss dem Thema gewiss viel mehr Denkarbeit widmen.
Meinung
Im Blickfeld: Feindbilder
Von Stefan Kuhn
Knapp fünf Wochen ist er jetzt im Amt, und die Liste der Pleiten und Pannen reißt nicht ab. Momentan erweist sich der neue US-Präsident Donald Trump als das, was seine schärfsten Gegner prophezeit haben: für das Amt nicht geeignet. Trump regiert nicht, er führt weiter Wahlkampf. Gegen die Justiz, gegen die Medien, gegen alle, die ihn nicht gewählt haben. Seine Anhänger lieben ihn dafür. Bei ihnen kommt selbst Trumps blinder Aktionismus gut an. „Endlich mal ein Präsident, der seine Wahlversprechen hält!“ Das tut er zwar nicht, denn seine bisherigen Entscheidungen waren nicht von Erfolg gekrönt, aber letztlich ist das unerheblich. Was zählt ist der Wille.
Trump hat das Wesen einer Demokratie nicht verstanden. Er glaubt, dass er die Vereinigten Staaten von Amerika führen kann wie sein Firmenimperium, er verbietet per Dekret die Einreise von Bürgern aus sieben islamischen Staaten. Die Anordnung wird von der Justiz kassiert. Trump ist wütend und greift die Judikative an - hat wohl vergessen, dass es in Demokratien so was wie Gewaltenteilung gibt. Dann ist da auch noch die Legislative. Quälend lang dauert die Bestätigung seiner Ministerriege durch den Senat, obwohl der von seiner Republikanischen Partei dominiert wird. Doch Trump hat seine eigene Partei im Wahlkampf wohl zu heftig angegriffen, die Senatoren schauen sich die Kandidaten jetzt sehr genau an. Einer kam nur mit der Stimme des Vizepräsidenten Mike Pence durch, der auch Senatspräsident ist, ein anderer warf chancenlos das Handtuch. Der Unternehmer Trump muss erkennen, dass er als Präsident nicht einmal einstellen kann, wen er will.
Die Erkenntnis, dass die Gewaltenteilung, das US-amerikanische System der Checks and Balances, noch funktioniert, ist eines der positiven Signale. Doch Trumps Fehlstart hinterlässt noch mehr. Es regt sich Widerstand. In den USA gibt es Massenkundgebungen gegen seine Politik. Nicht nur von den üblichen Verdächtigen: Wissenschaftler gehen auf die Barrikaden, Technologieunternehmen protestieren öffentlich. Sie wissen, dass „America first“ Amerika letztlich schaden kann. Strafzölle gegen Unternehmen, die im Ausland produzieren, die Mauer zu Mexiko, der Einreisestopp - in Peking lacht man sich ins Fäustchen. Nur zu gerne würde China die Rolle der USA im Welthandel übernehmen. Trump spielt seinem außenpolitischen Feind Nummer 1 in die Hände.
Feindbild Nummer zwei ist Mexiko. Von dort kommen illegale Einwanderer und billige Produkte. Die Lösung liegt nahe: eine Mauer und Strafzölle. Mal abgesehen davon, dass es in einer globalisierten Welt nicht gerade einfach ist, ein Konsumgut, dessen Teile aus aller Herren Länder kommen, geografisch zu verorten, brüskiert Trump eine stolze Nation. Dies provoziert nicht nur Widerstand in Mexiko, sondern eine Solidaritätswelle in ganz Lateinamerika.
In Europa hat man den Trump-Effekt besonders gefürchtet. Die Nato obsolet, die EU ein Papiertiger, und Deutschland ist, zumindest in wirtschaftlicher Hinsicht, Feindbild Nummer 3. Im Falle Deutschlands verbreitete die Trump-Administration zwar jede Menge Unsinn, aber in einem Punkt hat sie Recht. Der Exportweltmeister Deutschland hat einen gewaltigen Außenhandelsüberschuss. Das ist nicht nur den USA ein Dorn im Auge, sondern auch den EU-Partnern.
Wahr ist auch, dass die europäischen Staaten im Vergleich zu den USA zu wenig zur Nato beitragen. Das Ziel von zwei Prozent des Bruttoinlandsprodukts erreicht kaum eines der europäischen Nato-Mitglieder. Die USA waren über Jahrzehnte Garant für die Sicherheit Europas. Washington hat das sicher nicht ganz uneigennützig getan und den Kalten Krieg mit der Sowjetunion geschürt, aber die Bedrohung durch den Warschauer Pakt war real. Auch heute existiert eine Bedrohung durch Russland. Die Annektierung der Krim mag man noch zähneknirschend akzeptieren, weil dort fast nur Russen leben. Der Krieg im ukrainischen Donbass ist Expansionspolitik. Die Angst der baltischen Staaten, in denen es eine große russische Minderheit gibt, ist mehr als berechtigt.
In dieser Hinsicht kann Trump Druck auf die Europäer ausüben. Die europäischen Nato-Partner müssen sich gut überlegen, ob sie den US-Forderungen nachgeben. Es ist eine Kosten-Nutzen-Rechnung. Natürlich könnte ein europäisches Verteidigungsbündnis die Aufgaben der Nato übernehmen, aber das würde auch ein deutliches Ansteigen der nationalen Verteidigungsausgaben bedeuten, das mehr kosten könnte als die US-Forderungen. Ein Bündnis mit dem militärischen Koloss USA im Rücken hat zudem ein größeres Abschreckungspotenzial. „Ein guter Deal“, würde Trump sagen.
Sicherheitspolitisch hat sich die Rhetorik der Trump-Regierung geändert. Gegen Russland schlägt man härtere Töne an, gegen China weichere. Israels kontroverse Siedlungspolitik wird inzwischen selbst von Trump kritisiert. Verteidigungsminister Mattis und Außenminister Tillerman scheinen Garanten für eine verlässliche Außenpolitik zu sein. Damit hätte die Welt eine Sorge weniger.
Positiv ist momentan auch das Ausbleiben des Trump-Effekts auf rechtspopulistische Bewegungen in Europa. In den Niederlanden ist die anti-islamistische „Partei von der Freiheit“ von Geert Wilders in den Umfragen zurückgefallen, in Deutschland büßte die AfD Stimmen ein. Sie liegt jetzt nur noch bei acht Prozent. Das ist auch dem schlechten Start von Trump zu verdanken.
Meinung
Randglossen
Piqueteros nennen sich auf Spanisch die Randalierer, die dieser Tage abermals ein Verkehrschaos im Stadtzentrum organisiert haben, als sie mit Plakaten und Geschrei den Verkehr von Kraftwagen in der Gegend um den Obelisken verhinderten. Sie fordern wie üblich, dass die Nationalregierung ihnen höhere Subventionen erteilt, als sie bereits erhalten, Das heißt im Klartext: Staatsgeld, um nicht arbeiten zu müssen. Macri gibt nach, wenn subventionshungrige Randalierer den Straßenverkehr stören. Das Memorandum der Ministerin Patricia Bullrich, laut dem bei Straßenkundgebungen eine transitfreie Zone geachtet werden muss, ist somit im Papierkorb gelandet. Illegale Straßenkundgebungen lassen sich erfahrungsgemäß mit blau oder rot gefärbten Wasserwerfern ohne Polizeigewalt mühelos vertreiben.
Langsam erkennt US-Präsident Donald Trump, dass die Politik keine Reality-Show ist. Der Wahlkampf hat bisweilen diesen Eindruck hinterlassen, aber Politik ist ein hartes Brot. In seinem Fernsehprogramm „The Apprentice“ konnte er wie in seinem Unternehmen Berufsneulinge einstellen oder feuern. Jetzt hat er plötzlich so eine Art Gewerkschaft, die das verhindern kann. Nicht Trump, sondern der Senat entscheidet über die Eignung der Kandidaten. In manchen Dingen kann er die Gewerkschaft auch übergehen, aber es gibt da noch Schiedsgerichte, die überprüfen, ob seine Entscheidungen mit den Betriebsstatuten vereinbar sind. In Trumps neuem Unternehmen nennt man diese Gerichte Judikative. Der Präsident muss noch einiges lernen.
Es wird kälter. Nicht so kalt wie in Stalingrad und nicht so kalt wie im Kalten Krieg. Aber doch deutlich kälter als bisher. In der Nähe von Moskau soll ein Freizeitpark entstehen, in den sich junge Russinnen und Russen so richtig austoben können. Geplant ist dort unter anderem ein Nachbau des Reichstags, den die Rote Armee im Mai 1945 eingenommen hat. Das können die jungen Menschen demnächst nachspielen. Man kann davon ausgehen, dass das keine vormilitärischen Übungen sind, aber ein wenig Drohpotenzial hat der Spaß schon. Schließlich sitzt im ehemaligen Reichstag das deutsche Parlament. Deutschland sollte auf diese Provokation reagieren. Etwa mit einem Nachbau des Brüsseler Heyselstadions. Dort unterlag die UdSSR im Finale der Europameisterschaft 1972 der deutschen Nationalmannschaft 3:0.
Wirtschaft
Die bevorstehenden Tariferhöhungen
Die Tarife für öffentliche Dienste werden, vornehmlich in der Bundeshauptstadt und Umgebung, stark erhöht. Hinzu kommen noch die recht enormen Zunahmen bei den Mautgebühren der Zufahrtsstraßen der Bundeshauptstadt und zahlreiche andere Erhöhungen, wie die für Gesundheitsdienste („prepagas“) u.a. Es ist unvermeidlich, dass dies den Index der Konsumentenpreise, mit dem die Inflation gemessen wird, in die Höhe treibt. Bei den drei öffentlichen Diensten, die die Haushalte belasten, liegt die Lage wie folgt.
Elektrizität
Die Zunahme beim Strom gilt ab Februar und ist, aufgeteilt nach der Zahl der Haushalte und Unternehmen, die insgesamt 4,6 Mio. ausmachen (von denen 1,6 Mio. den stark subventionierten Sozialtarif zahlen) folgendermaßen gestaffelt, wobei bei zunehmenden Konsum eine starke Progressivität gilt :
- Bei 30% der Kunden steigt die monatliche Rechnung um 61%, von $ 131 auf $ 211.
- Bei 40% beträgt die Zunahme 77%, von $ 237 auf $ 419
- Bei 25% steigt die Monatsrechnung um 90%, von $ 618 auf $ 1.175.
- Bei 5% nimmt der monatliche Betrag um 148% zu, von $ 1.418 auf $ 3.524.
Wasser
Die 1,5 Mio. Kunden von AYSA, die die Wasserversorgung und -entsorgung in Buenos Aires und 24 Bezirken der Umgebung betreibt, werden ab März durchschnittlich 22% mehr bezahlen. Doch 200.000 Haushalte zahlen einen niedrigen „sozialen“ Tarif, so dass die Zunahme beim Rest höher ausfällt..
750.000 Kunden werden zunächst 30% mehr ab März zahlen, und dann 6,3% mehr ab Mai, 5,9% ab Juli, 5,6% ab September und 5,2% ab November. Alles zusammen macht für dieses Jahr ein Plus von 52% aus.
Gas
Die Tarife sollen ab April pro Bimester für die einzelnen Kategorien folgendermaßen erhöht werden, mit einer Degression bei höherem Konsum (der sich vornehmlich auf Industriebetriebe bezieht), wobei in ca. 1 Mio. Fällen der subventionierte Sozialtarif besteht:
- RI (niedriger Konsum): 61%, von $ 131 auf $ 211.
- R2 (Mittlerer Konsum): 50%, von $ 214 auf $ 347.
- R3 (hoher Konsum): 32%, von $ 900 auf $ 1.200.
Wirtschaft
Argentinische Wirtschaft
Der Dollarkurs schloss am Mittwoch zu $ 15,86, gegen $ 15,73 in der Vorwoche, und lag somit um 1,92% über Ende 2016. Die ZB-Reserven erreichten an Mittwoch u$s 50,77 Mrd, gegen u$s 48,61 Mrd. in der Vorwoche. Die ZB musste den Devisenüberschuss am Markt abschöpfen, um einen Kursverfall zu verhindern. Der Rofex-Terminkurs lag zum 31.1.18 bei $ 18,75, was einen Jahreszinssatz von 18,17% beinhaltet.
***
Der Merval Aktienindex der Börse von Buenos Aires lag am Mittwoch um 1,31% über der Vorwoche und um 17,72% über Ende 2016.
***
Die argentinischen Staatstitel haben sich in einer Woche zum Mittwoch unterschiedlich entwickelt. Die Veränderungen waren wie folgt: Argentina 2019: +0,33%; Argentina 2021: unverändert; Argentina 2016: +0,43%; Argentina 2046: -0,74; Bonar 2024; +0,21%.
***
Gold wurde in Buenos Aires (Banco Ciudad) am Mittwoch bei 18 Karat zu $ 372,02 je Gramm gehandelt (Vorwoche: $ 370,02), und bei 24 Karat zu $ 531,45 ($ 528,62).
***
Die Geldmenge, gemessen als monetäre Basis (Banknoten im Umlauf plus Depositen der Banken bei der ZB) stieg in 12 Monaten zum 20.2.17 um 47,44%, und das monetäre Aggregat M2 (Banknoten im Umlauf plus Giro- und Spardepositen), das Zahlungsmittel im weiteren Sinn umfasst, nahm um 33,01% zu. Der Rhythmus der monetären Expansion hat weiter zugenommen.
***
Die gesamten Depositen in Pesos des Bankensystems stiegen in 12 Monaten zum 20.2.17 um 35,05% auf $ 1,66 Bio., und die gesamten Pesokredite um 19,95% auf $ 1 Bio. Die Dollardepositen nahmen in der gleichen Periode um 143,99% auf u$s 32,10 Mrd. zu, und die Dollarkredite stiegen um 179,59% auf u$s 9,85 Mrd.
***
Das Schatzministerium hat für 2017 für das primäre Defizit (ohne Zinsen) ein Ziel von 4,2% des BIP aufgestellt, für 2018 eines von 3,2% und für 2019 eines von 2,2%. Außerdem wurde mitgeteilt, dass die Abhebung des ZB-Gewinnes (der rein buchmäßig ist) nicht beim primären Ergebnis eingeschlossen wird, sondern nur beim finanziellen („echten“) Defizit. Das primäre Defizit steigt dadurch 2017 um 0,6% des BIP. Doch der Gewinn des Rentnerfonds der ANSeS wird weiter als echte Einnahme des Schatzamtes gebucht. Um das Ziel zu erreichen, sollen vornehmlich die Subventionen für öffentliche Dienste abgebaut werden.
***
Das Institut für Wirtschaftsforschung FIEL hat für Januar 2017 eine interannuelle Zunahme des Indices der Industrieproduktion von 3,9% ermittelt. Mit Saisonbereinigung lag die Industrieproduktion im Januar um 0,9% über Dezember, als sie schon 1,9% über November lag. Das Jahr 2016 lag 4,7% unter 2015, weist jedoch ab Oktober schon monatliche Zunahmen auf, so dass es mit Januar 2017 schon vier gute Monate in Folge sind.
***
Innenminister Rogelio Frigerio und Finanzminister Luis Caputo unterzeichneten am Mittwoch in Washington ein Abkommen mit Behörden der Interamerikanischen Entwicklungsbank (BID), durch das diese einen Kredit von u$s 120 Mio. gewährt, der für öffentliche Arbeiten in fünf Provinzen bestimmt ist, deren Gouverneure auch anwesend waren: Corrientes, Neuquén, Salta, Mendoza und Misiones.
***
In den ersten anderthalb Monaten dieses Jahres wurden 62% mehr Paar Schuhe als in der gleichen Vorjahresperiode importiert. Die lokale Produktion war schon 2016 rückläufig, mit einer Produktion von 111 Mio. Paaren, gegen 125 Mio. im Vorjahr, und die Tendenz dauert an. Dabei wurden 2016 ca. 2 Mio. Paare exportiert. Die Regierung hatte sich verpflichtet, den Import 2016 auf 24 Mio. Paare zu begrenzen, aber es waren schließlich 27,3 Mio., 22% mehr als 2015. Letztes Jahr wurden in der Schuhindustrie ca. 4.000 Arbeiter entlassen, und jetzt dürften noch weitere hinzukommen.
***
Die Regierung hat für die Periode 2016/17 fast 15.000 Ha. Land, das den Streitkräften gehört, über die Agentur der Verwaltung staatlicher Güter (AABE, geleitet von Ramón Lanus) verpachtet, und schickt sich jetzt an, noch einmal so viel Land in Pacht zu vergeben. Von der bisherigen Fläche gingen 45% an Cresud und MSU, und der Rest an zahlreiche Landwirte. Jetzt hat der Verband “Federación Agraria Argentina”, der vorwiegend kleiner Landwirte vertritt, eine höhere Beteiligung seiner Mitglieder gefordert. Bisher wurden diese Ländereien direkt von den Streitkräften verwaltet, mit einem sehr geringen produktiven Einsatz, und in der Periode 2014/15 vom Verteidigungsministerium in Zusammenarbeit mit dem technologischen Institut der Landwirtschaft (INTA) verwaltet. Die Verpachtung ist gewiss ein Fortschritt, da der Staat dabei viel mehr einnimmt, außerdem eine effizientere Bewirtschaftung erreicht wird, und nicht zuletzt auch die Korruption beseitigt wird, die hier bestand, mit schwarzem Verkauf von Getreide, Ölsaat und Rindern. Gelegentlich sollte an den Verkauf dieser Landgüter gedacht werden, da es keinen Sinn hat, dass die Streitkräfte Agrarland besitzen, das sie nicht brauchen. In früheren Zeiten wurden auf diesem Land auch Pferde für die Kavallerie gezüchtet. Doch diese ist stark geschrumpft.
***
In einer Zusammenkunft von Energie- und Bergbauminister Juan José Aranguren, dem Präsidenten der Energie- und Bergbaukommission des Senats, Guillermo Pereyra, der Gewerkschaft der Bergbauarbeiter und den Gouverneuren der Provinzen, in denen Bergbau betrieben wird, wurde die Grundlage über die Reform der gesetzlichen Regelung des Bergbaus vereinbart. Es besteht dabei die Hoffnung, dass auf diese Weise Investitionen in diesem Bereich in Höhe von u$s 25 Mrd. vollzogen werden. Die Bergbauunternehmen, die schon in Argentinien tätig sind, konnten sich auch äußern. Das bestehende Gesetz sieht vor, dass die Provinzen eine Gebühr von 3% auf den Wert des geförderten Erzes ab Bergbau („boca de mina“) erhalten, was in der Praxis konfliktträchtig ist. Jetzt soll es ein Prozentsatz auf den Umsatz sein. Außerdem soll ein Fonds von 1% auf den Umsatz für soziale Entwicklung geschaffen werden. Schließlich wird auch eine beratende Kommission geschaffen, die sich mit Umweltproblemen befassen soll. Auf der Grundlage der erreichten Vereinbarungen soll jetzt ein Gesetzesprojekt verfasst werden.
***
Im Jahr 2016 wurden in Argentinien 41,7 Mio. Tonnen Sojabohne gemahlen, 8% mehr als 2015, ein absoluter historischer Rekord. Des schließt auch Sojabohne aus Paraguay ein. Die Sojabohne ergibt zu ca. zwei Dritteln ein sehr proteinhaltiges Mehl, das als Futter für Geflügel, Schweine und gelegentlich auch für Rinder, und sogar direkt für menschliche Ernährung eingesetzt wird (u.a. durch Sojaschnitzel), und zu ca. einem Drittel Speiseöl, das zum Teil auch zu Biodieselöl verarbeitet wird.
***
Der Staatssekretär für Zusatzwert im Landwirtschaftsministerium, der sich mit der industriellen Verarbeitung landwirtschaftlicher Produkte befasst, Néstor Roulet, erwägt die Möglichkeit, den Zusatz von Ethanol zum Benzin, von gegenwärtig 12%, zu verdoppeln. Das würde den Bedarf an Benzin und somit an Erdöl verringern und das Energiedefizit entsprechend senken. Ethanol wird mit Alkohol erzeugt, der aus Mais und Zuckerrohr (in diesem Fall als Spaltprodukt der Zuckererzeugung) gewonnen wird. Ebenfalls wird die Möglichkeit erwogen, die Beimischung von 12% Biodieselöl zum Dieselöl zu erhöhen.
***
Wie im Finanzministerium bekannt wurde, besteht die Regierung auf der Absicht, den Wachstumscoupon, der anlässlich der Umschuldung von 2005 ausgegeben wurde, vorzeitig zurück zu kaufen. Dieser Coupon verpflichtet den Staat zu einer Sonderzahlung, wenn das Bruttoinlandsprodukt über 3,2% zunimmt. Da das BIP 2016 abgenommen hat, ist 2017 keine Zahlung fällig. Für 2017 wird allgemein von einer BIP-Zunahme ausgegangen, die unter der Zahlungsgrenze liegt, so dass auch 2018 nichts gezahlt werden müsste. Dieser Umstand führt dazu, dass der Coupon jetzt billig erworben werden kann.
***
In 11 Monaten 2016 wurden 80,7 Mio. Tonnen Getreide, Ölsaat und deren Industrieprodukte (Mehl und Speiseöl) exportiert, hat die Firma Zeni auf Grund von Daten des Landwirtschaftsministeriums bekanntgegeben. Davon entfallen 10,91 Mio t. auf Cargill (USA), 9,12 Mio t. auf Bunge (USA), 8,31 Mio t. auf Dreyfuss (Frankreich), 6,33 Mio t. auf ADM/Toepfer (USA), 6,31 Mio. T. auf Aceitera General Deheza (Argentinien), 5,84 Mio. t. auf Nidera (China), 5,79 Mio. t. auf Vicentin (Argentinien), 4,58 Mio t. auf Glencore (Schweiz), 3,73 auf Cofco Noble (China) und 3,47 auf die lokale Agrargenossenschaft ACA. Die Firma Bunge hieß bis vor zwei Jahrzehnten Bunge & Born und hatte ihren Hauptsitz in Buenos Aires. Jetzt liegt die Zentrale in New York. Unter diesen Exporteuren sind nur drei argentinisch. China ist bei diesem Handel in letzter Zeit stark vorgedrungen, zuerst mit Noble, die aus der Schweizer La Plata Cereal hervorgegangen war, und dann durch die Übernahme der Kontrollmehrheit der niederländischen Nidera. Die deutsche Alfred Töpfer wurde vor zwei Jahren von Archer Daniels Midland (USA) übernommen.
***
Der Streik der Bankangestellten, der für Freitag der Vorwoche und Montag und Dienstag dieser Woche vorgesehen war, wurde in letzter Minute abgeblasen. Dabei hat die Regierung nachgegeben und die Forderung der Gewerkschaft anerkannt, aber anders ausgedrückt. Statt einer Zulage von 24%, sollen es jetzt 19,5% ab Januar 2017 sein, aber bei Anerkennung von weiteren 4% als Ausgleich für den Reallohnverlust von 2016. Insgesamt gelangt man somit auf 24,3%. Die Zahlung eines Bonus zum Tag des Bankangestellten, von $ 21.600 bis $ 40.000, wird beibehalten. Und außerdem soll erneut verhandelt werden, wenn die Inflation höher als vorgesehen ausfällt. Das Anfangsgehalt beträgt jetzt $ 25.500. Dass die Regierung in diesem Fall nachgegeben hat, ist ein schlechtes Zeichen für weitere Lohnforderungen.
***
Das Finanzministerium hat Ende der Vorwoche Schatzscheine in Dollar für u$s 1,5 Mrd. untergebracht, zum Teil auf 95 Tage zu 2,85% und zum anderen auf 180 Tage zu 3,35%. Die Offerten betrugen u$s 2,17 Mrd. Außerdem wurden Schatzscheine in Pesos für $ 23,58 Mrd. untergebracht. Die Titel, die 2021 verfallen, werden zu 15,09% verzinst, 3,11 Prozentpunkte unter dem Satz von 18,2% der für Schatzscheine im Oktober 2016 gezahlt worden war. Bei Verfall im Jahr 2023 sinkt der Zinssatz auf 14,16%, und bei Verfall im Jahr 2023 auf 13,66%. In allen Fällen handelt es sich grundsätzlich um Mittel für die Zahlung von Staatspapieren, die verfallen. Wichtig ist dabei, dass die Regierung niedrigere Zinsen zahlt.
***
Pensionen und Hinterbliebenenrenten werden ab 1. März 2017 um 12,96% erhöht. Die zuständigen Ämter hatten danach eine Korrektur gemacht und einen Satz von 12,65% berechnet, was zu geharnischtem Protest führt, so dass Präsident Macri beschloss, die ursprüngliche Erhöhung beizubehalten. Er sagte, es handle sich um einen Streit der Mathematiker, die dies berechnen, wobei jedoch die Formel, die im Gesetz vorgesehen wird, beibehalten wird. Die Mindestpension steigt somit von $ 5.661 auf $ 6.394, und die Höchstpension von $ 41.474 auf $ 46.849. Der Betrag des Kindergeldes wird von $ 1.103 auf $ 1.246 erhöht.
***
Die Studienabteilung des Spitzenverbandes der Industrie, die „Unión Industrial Argentina“, hat ermittelt, dass die Industrieproduktion im Dezember um 2,8% unter dem gleichen Vorjahresmonat und um 1,1% unter November 2016 lag. Das ganze Jahr 2016 liegt somit um 4,9% unter 2015. Für 2017 sieht der Verband eine Zunahme der Industrieproduktion zwischen 1% und 2% vor. Der Verband weist darauf hin, dass letztes Jahr die Kosten für Logistik (im Wesen Transport) um 42,3% gestiegen sind, die Stromkosten um 60% bis 600%, die Löhne um 33%, die importierten Rohstoffe und Zubehörteile um 32,7% und das Dieselöl um 33%.
***
Die Supermärkte verzeichnen im ganzen Jahr 2016 einen Umsatz von $ 290,70 Mrd., 26% mehr als 2015, berichtet das INDEC. Das stellt real einen Rückgang dar, der zum Teil auf weniger gekauften Mengen und zum Teil auf Übergang auf billigere Produkte zurückzuführen ist. Im Dezember 2016 lag der Gesamtumsatz bei $ 32,41 Mrd., 24,4% über dem gleichen Vorjahresmonat.
***
Der Umsatz der gesamten Shopping-Centers erreichte im Jahr 2016 $ 52,75 Mrd, 21,62% über dem Vorjahr, und im Dezember $ 7,11 Mrd., 18,5% über dem gleichen Vorjahresmonat.
***
Der Verkauf von Möbeln für den Haushalt nahm 2016 gegenüber 2015 in Einheiten um 6,3% ab, und der von Büromöbeln um 6,4%, hat der Verband CAME ermittelt, der vornehmlich den Einzelhandel vertritt. Die Möbelproduktion nahm 2016 in Mengen laut Angaben des Studieninstitutes der „Unión Industrial Argentina“ um 15% ab. Doch der Import nahm 2016 um 60% zu und erreichte 382.441 Einheiten. Im Januar nahm der Möbelimport (in Einheiten) interannuell um 112% zu. Diese Lage betrifft besonders die Ortschaften Fuentes un Cañada de Gomez, in der Provinz Santa Fé, wo die Möbelindustrie von Bedeutung ist.
***
Das Statistische Amt der Stadt Buenos Aires hat berechnet, dass die Armutsgrenze im Januar 2017 bei $ 13.821 liegt. Wenn eventuell noch eine Miete hinzukommt, dann wären um die $ 18.000 pro Monat notwendig, um nicht als arm eingestuft zu werden. Der Betrag liegt um 1,7% über Dezember 2016, während die allgemeine Inflation von der Stadtbehörde mit 1,9% angegeben wurde. In 12 Monaten stieg die Armutsgrenze um 34%. Die Armen machen gemäß dieser Quelle 18,1% der Stadtbevölkerung, gleich 552.000 Menschen, aus. Von diesen wurden 146.000 Menschen als „elend“ eingestuft, was bedeutet, dass sie nicht einmal für ihre Nahrung aufkommen können. Die effektive Armut hängt jedoch auch davon ab, wie viele Menschen in einer Familie zusammenleben. Wenn in einer Familie vier Einkommen von $ 13.821 zusammenkommen, die insgesamt $ 55.284 ausmachen, dann kann die Familie dabei einigermaßen normal leben.
***
Durch Dekret 117/17 (Amtsblatt vom 20.1.17) wurde der Zollsatz von 12% für Zubehörteile für Computer u.dgl. abgeschafft. Ab April wird dann auch der Zollsatz von 35% für Notebooks, Laptops, Tablets und PCs abgeschafft. Diese Maßnahme führt direkt zu einer Verringerung der Preise dieser Produkte, die zum Teil schon begonnen hat. Die Regierung vertritt die Auffassung, dass die Geräte, die bei Informatik u.dgl. verwendet werden, für die Produktivität der Wirtschaft wesentlich sind.
***
Das Arbeitsministerium hat vor dem Richterrat Klage gegen die Richter Enrique Arias Gibert und Graciela Marino eingereicht, weil sie den Banken angeordnet hatten, die Zulage zu zahlen, die zwischen der Gewerkschaft und dem Bankenverband Adeba (lokale Privatbanken) und den Staatsbanken vereinbart worden war, aber nicht vom Bankenverband ABA (Auslandsbanken). In der Klage wird darauf hingewiesen, dass die Richter nicht befugt sind, die Allgemeingültigkeit („homologación“) zu verfügen, und auch sonst nicht befugt sind, eine Entscheidung über eine Lohnzulage zu treffen. Inzwischen hat die Regierung jedoch die Zulage in leicht geänderter Form angenommen, um den angekündigten dreitägigen Streik zu verhindern, so dass man sogar auf insgesamt 24,3% (statt vorher nur 24%) gelangt. Dennoch ist es wichtig, dass die Regierung, zum ersten Mal in der Geschichte, gegen Arbeitsrichter vorgeht, die sich für Gewerkschaftsinteressen einsetzen und dabei Rechtsnormen verletzen.
***
Das Schatzamt hat einen Bonds in Pesos für $ 16,68 Mrd. bei der Banco Nación untergebracht. Die Zeichnung erfolgt in 13. Etappen, deren Umfang von der Liquidität der Bank abhängt, wobei in der ersten $ 2,70 Mrd. untergebracht werden. Die nächsten Zahlungen machen $ 1,35 Mrd. aus, und die letzten zwei je $ 250 Mio. Diese Emission von Staatspapieren kommt zu der von $ 25 Mrd. hinzu, die schon am 8.2.17 genehmigt wurde. Der Zinssatz für die neuen Schatzscheine beträgt Badlar plus 100 Basispunkte, was gegenwärtig insgesamt 21% ausmacht. Die Amortisation erfolgt in fünf Quartalsraten ab August 2018.
***
Argentinien weist in ganz Lateinamerika den höchsten Koeffizienten bei der Softwarepiraterie aus, hat die Consulting-Firma BSA The Software Alliance, ermittelt. 69% des im Land verwendeten Software ist illegal, was sich mit einem Durchschnitt von 55% in ganz Lateinamerika vergleicht. Der nicht gezahlte Software stellt einen Wert von u$s 554 Mio. dar. BSA weist darauf hin, dass bei Verwendung von Sotware ohne die entsprechende Lizenz das Risiko von Cyberattacken steigt. Allein im Jahr 2015 habe dies die Unternehmen ca. u$s 400 Mio. gekostet.
***
Durch Dekret 118/17 (Amtsblatt vom 20.2.17) wurde das Gesetz 27.328 reglementiert, das sich auf öffentlich-private Verträge für die Durchführung von Infrastrukturprojekten bezieht. Das Dekret fordert die Provinzen auf, sich dem Gesetz anzuschließen und die entsprechenden Verträge von der Stempelsteuer zu befreien. Außerdem wird eine Amtsstelle im Finanzministerium geschaffen, die über die Verträge entscheiden und dem Kongress Bericht erstatten wird. Die Regierung erwartet im Rahmen dieses Gesetzes viele Investitionen, u.a. für eine Anlage zur Wasserbehandlung, ein Hospital und eine Verteilungszentrale für Frachtgut.
***
2016 wurden 519.000 Tonnen Schweinefleisch erzeugt, 7,1% mehr als 2015. Auf der einen Seite ist der interne Konsum gestiegen, weil Schweinefleisch zum Teil Rindfleisch verdrängt hat, und zum anderen ist der Schweinebestand gestiegen, und neue Schlachthöfe wurden für diesen Zweck in Betrieb genommen.
***
2016 wurden 9,71 Mio. Hektoliter Milch erzeugt, 14,7% unter dem Vorjahr. Dies war eine Folge niedriger Preise und klimatischer Umstände, besonders der Überschwemmungen in der Milchgegend von Santa Fé.
***
Die Handelsbilanz wies im Januar ein Defizit von u$s 106 Mio. aus, das sich mit einem von u$s 177 Mio. im gleichen Vorjahresmonat vergleicht. Die Exporte lagen mit u$s 4,23 Mrd. um 9,3% über dem Vorjahr, und die Importe stiegen um 7,1% auf u$s 4,34 Mrd. Bei den Exporten nahmen die Preise innerjährlich um 5% und die Mengen um 4% zu.
***
Die Weltbank hat einen Kredit für Argentinien in Höhe von u$s 80 Mio. erteilt, der für die Verbesserung bestimmter staatlicher Dienste bestimmt ist.
***
Lateinamerikanische Wirtschaft
Brasilien verzeichnet für 2016 einen Rückgang der wirtschaftlichen Tätigkeit von 4,5%, der zu einem von 4,28% im Jahr 2015 hinzukommt, so dass es 8,1% in zwei Jahren sind, berichtet die ZB. Der Index der wirtschaftlichen Tätigkeit der ZB entspricht dem Bruttoinlandsprodukt, den das Statistische Amt (IBGE) berechnet, ist aber nicht identisch mit diesem.
***
Ternium, der Konzern der Techint-Gruppe, der Stahlwerke betreibt, hat das Stahlwerk des Thyssenkrupp-Konzerns in Rio de Janeiro, Siderúrgica del Attlántico, für u$s 1,57 Mrd. gekauft. Davon werden u$s 1,2 Mrd. in bar bezahlt, und der Rest besteht in der Übernahme von Schulden. Dieses Stahlwerk, das Thyssenkrupp erst vor fünf Jahren errichtet hat, hat eine Kapazität von 5 Mio. Jato, die zu den 11 Mio. Jato hinzukommen, die Ternium in Argentinien, Mexiko, Kolumbien und den USA hat. In Mexiko hatte Ternium 2005 und 2006 die Stahlwerke Hylsa und Imsa übernommen. Der Vertrag mit Thyssen, der jetzt abgeschlossen wurde, sieht außerdem die Übernahme eines Liefervertrages für 2 Mio. Jato Stahlplatten des Stahlwerkes in Calbert, Alabama, USA, vor, das auch ThyssenKrupp gehörte. Ternium gehört zu 70% der Familie Rocca, und 30% des Kapitals gehört Kleinaktionären, die die Aktien an der Börse von New York gekauft haben.
***
Geschäftsnachrichten
John Foos
Diese lokale Sportschuhfabrik, die in den 60er Jahren des vorigen Jahrhunderts vom lokalen Unternehmer Miguel Fosati gegründet worden war, der sich mit dem Import von Sportschuhen befasste und 1983 die lokale Produktion in einer Fabrik im Vorort Beccar aufnahm, hat $ 5 Mio. in Maschinen investiert, die zur Senkung der Kosten und eigener Fabrikation von bisher auswärts gekauften Teilen bestimmt sind, wobei auch 60 zusätzliche Arbeiter eingestellt wurden. Obwohl die lokale Nachfrage nach Sportschuhen 2016 um ca. 25% zurückgegangen ist und der Import zugenommen hat, erweitert diese Firma ihre Produktion und konkurriert offensichtlich mit Erfolg. Das Unternehmen erzeugt 3.500 Paare pro Tag.
Edesur
Dieses Stromverteilungsunternehmen, das den südlichen Teil der Bundeshauptstadt und Bezirke der Umgebung bedient, hat die Einführung „intelligenter“ Messgeräte für den Stromverbrauch eingeleitet. Mauricio Bezzeccheri, Generaldirektor des Holdings Enel, der Edesur kontrolliert, erklärte, jetzt könne an diese Fortschritte gedacht werden, nachdem schon erreicht worden sei, dass die Zahl der Unterbrechungen der Stromlieferung diesen Sommer um 25% unter der gleichen Periode von 2015 lag. Die neuen Messgeräte, die E 120 kosten, sollen versuchsweise im Bezirk „Los Piletones“ im Stadtteil Villa Soldati, eingeführt werden. Sie erlauben dem Kunden, zu erfahren, wie sich sein Stromverbrauch im Laufe des Tages entwickelt und was die einzelnen Geräte verbrauchen, so dass er weiß, wo und wie er seinen Konsum senken kann. Besonders wichtig ist diese Information bei Unternehmen. Diese Messgeräte erlauben auch, differenzierte Tarife für Tag und Nacht einzuführen (wie sie in vielen Ländern bestehen, darunter auch Deutschland).
De Narvaez & L. Catterton
Die Gruppe De Narvaez, geleitet von Francisco de Narvaez, der vor einigen Jahren intensiv politisch tätig war, hat sich mit dem Investitionsfonds L. Catterton zusammengeschlossen, um die Bekleidungsmarke Rapsodia weltweit einzuführen. L. Catterton ist der größte private Fonds auf dem Gebiet des Konsums, mit einer globalen Investition von u$s 14 Mrd. Es handelt sich jetzt um die erste Investition in Argentinien und die vierte in Lateinamerika. Rapsodia wurde 1999 von Josefina Helguera, Sol Acuña und Francisco de Narvaez gegründet. Das Unternehmen ist gegenwärtig in sechs lateinamerikanischen Staaten präsent, mit insgesamt 90 Verkaufslokalen und vier Produktlinien: Frauenbekleidung, intime Bekleidung, junge Frauen- und Haushaltsbekleidung.
Atanor
Dieses Chemieunternehmen, das in den 90er Jahren des vorigen Jahrhunderts vom US-Konzern Albaugh LLC übernommen wurde, und danach durch Zukauf von lokalen Unternehmen stark expandierte, hat letzte Woche zwei Fabriken geschlossen und 136 Arbeiter entlassen. Eine Fabrik liegt im Vorort Munro und die andere in Baradero, Provinz Buenos Aires. Außerdem hat Atanor schon die Zuckerfabrik Marapa, in Tucumán, verkauft, und angeblich will sie auch die viel größere Zuckerfabrik Concepción (die größte von Tucumán) verkaufen, ebenso wie das Salzwerk Valuveal, in La Pampa. Atanor bestätigte jedoch die Weiterführung ihrer Tätigkeiten in den Fabriken in Pilar, San Nicolás und Rio Tercero. Atanor will sich in Argentinien auf Agrarchemie konzentrieren, und sieht vor, binnen 5 Jahren u$s 70 Mio. in diesem Bereich zu investieren.
Sancor
Diese Genossenschaft von Milchlandwirten, die als zweitgrößter Produzent von Milch und Milchprodukten im Land (nach Mastellone Hnos.) auftritt, befindet sich in einer schweren finanziellen Krise, die faktisch im Zustand der Zahlungsunfähigkeit zum Ausdruck kommt. Die Passiven übersteigen schon die Aktiven, trotz Verkauf einiger rentabler Sparten. Sancor hat bei der Regierung einen langfristigen Kredit von u$s 450 Mio. beantragt, der im Wesen eine Subvention wäre. Zudem besteht die Gefahr der Schließung, was zunächst ein großes Problem bei der Milchversorgung schaffen würde.
Wirtschaftsübersicht
Abgeschwächter Konjunkturoptimismus
Als Mauricio Macri im Dezember 2015 als Präsident antrat, bestand offen oder zumindest unterschwellig die Vorstellung, dass die Konjunktur in kurzer Zeit wieder aufwärts gehen werde, wobei von einer „Investitionsflut“ die Rede war, die dieses Wachstum antreiben würde. Doch die Auslandsinvestitionen waren mäßig, wie es kaum anders sein konnte. Es wurde immer klarer, dass Cristina Kirchner ein äußerst komplizierte Lage hinterlassen hatte, deren Überwindung einige Zeit in Anspruch nehmen würde. Die „tickende Zeitbombe“, das „Minenfeld“, all dies war mehr als eine politische Redensart: Es war eine bittere Realität, die noch heute in einer weit überhöhten Zahl von Staatsangestellten (die bisher nicht abgebaut wurden) und der damit zusammenhängenden unbezahlbar hohen Staatsquote, in den Problemen bei öffentlichen Diensten und einer schwer zu bändigenden Inflation zum Ausdruck kommen.
Eine BIP-Zunahme von 1% bis 2%?
Dann hieß es, die Erholung werde im dritten Quartal 2016 kommen, und dann, als dies nicht eintrat, im vierten. Doch das Jahr 2016 schloss mit schlechten Zahlen, mit einem Rückgang des Bruttoinlandsproduktes von mindestens 2,5% und kaum sichtbaren Zeichen einer Konjunkturwende zum Guten. Die Wachstumshoffnung wurde auf 2017 verlegt. Angesehene Wirtschaftler, die Prognosen zu machen pflegen, rechneten vor einigen Monaten für 2017 mit einer BIP-Zunahme von ca. 3%, und Miguel Bein meinte, es könnten sogar 5% sein. Jetzt liegen die Prognosen eher bei 1% bis 2%. Auch der Industrieverband „Unión Industrial Argentina“ sieht für 2017 eine Zunahme der Industrieproduktion in dieser Größenordnung. Damit würde nicht einmal der Verlust von 2016 aufgeholt.
Nach einem rezessiven Jahr, dem vier Jahre mit Schwankungen und einem minimalen Wachstumssaldo vorausgegangen sind, ist eine Erholung eigentlich normal. Bei der Industrie u.a. Bereichen geht es zunächst darum, hohe nicht genutzte Kapazitäten wieder produktiv einzusetzen, was nur mehr Arbeitskapital, aber kaum Investitionen erfordert. Eine höhere Nachfrage kann kurzfristig befriedigt werden. Dabei muss man auch berücksichtigen, dass sich die technologische Revolution unserer Zeit überall ununterbrochen auswirkt und Kosten senkt, wobei in Krisenzeiten ohnehin rationalisiert wird, so dass die Unternehmen allgemein besser gerüstet sind, um ihre Leistung zu erhöhen.
Die Wachstumsimpulse
Die Zunahme der wirtschaftlichen Tätigkeit wird dieses Jahr vornehmlich von einer höheren landwirtschaftlichen Produktion und der Intensivierung der öffentlichen Bauten erwartet. Hinzu kommt dann noch die Wirkung der Weißwaschung, von der u.a. eine höhere Wohnungsnachfrage erwartet wird, die die Bautätigkeit anregt. Ebenfalls werden dabei Investitionen in Unternehmen erwartet, die vorher aus steuerlichen Gründen nicht möglich waren. Viele lokale Unternehmer wollten schon lange ihr schwarzes Auslandsvermögen produktiv im Land einsetzen, und das ist jetzt möglich geworden.
Eine Ernte von Getreide und Ölsaat, die bei ca. 120 Tonnen liegen dürfte, gut 10% über dem Vorjahr, und auch die erwartete höhere Rindfleischproduktion, wirken sich positiv auf die Wirtschaft aus. Die günstigeren Bedingungen für die Landwirtschaft haben schon zu einer stark erhöhten Nachfrage nach Düngemitteln und anderen chemischen Produkten für die Landwirtschaft geführt, ebenfalls zu einem erhöhten Absatz von Landmaschinen und auch bestimmtem Kfz-Modellen. In vielen Dörfern der „feuchten Pampa“ spürt man eine Besserung. Doch der Impuls, der von der Landwirtschaft kommt, wird durch die großen Überschwemmungen auf der einen Seite und der Dürre und dem großen Brand in der Provinz La Pampa, auf der anderen, gedämpft. Vor allem bei der Milchproduktion wird mit einem bedeutenden Rückgang gerechnet, nachdem die zentrale Gegend der Milchwirtschaft in Santa Fé stark geschädigt wurde.
Was die öffentlichen Investitionen betrifft, so ist gewiss in letzter Zeit eine Zunahme festzustellen, die jedoch noch nicht im Konsum von Zement und Stahlprodukten zum Ausdruck kommt. Die Bautätigkeit nahm allgemein (privat und öffentlich) gemäß den INDEC-Zahlen im Jahr 2016 um 12,7% ab und lag im Dezember um 7,8% unter dem gleichen Vorjahresmonat. Der Construya-Index, der sich auf die Lieferungen von Baumaterialien bezieht, lag im Januar um 6,9% unter dem Vorjahr. Offensichtlich ist effektiv bei öffentlichen Bauten, also mit intensiver Aufnahme der Arbeiten, noch wenig geschehen.
Es besteht bei öffentlichen Bauten eine finanzielle Grenze, weil dies zu einem höheren Defizit führt und dann auch zu einer gefährlich höheren monetären Expansion. Dass die monetäre Basis schon interannuell um 47% zunimmt, nachdem es noch vor einigen Wochen um die 25% waren, ist ein gefährliches Zeichen. Bisher ist es nicht gelungen, dass die Auszahlungen von Krediten der Weltbank und der Interamerikanischen Entwicklungsbank stark zunehmen. Doch auch wenn dies geschieht, verbleibt das monetäre Problem, da die ZB die entsprechenden Devisen kaufen muss, um einen Kursverfall zu vermeiden, und dies eine monetäre expansive Wirkung hat.
Der gedrückte Konsum
Der Konsum verbleibt allgemein auf einem gedrückten Niveau, wie es die Zahlen über Umsätze von Supermärkten, Shopping-Centers und des kleinen Einzelhandels zeigen, die sich auf Dezember 2016 und zum Teil auch auf Januar 2017 beziehen. Wirtschaftler weisen darauf hin, dass der Reallohn und auch das reale Einkommen allgemein, im letzten Jahr zurückgegangen sind, wobei auch die Beschäftigung abgenommen hat. Das bedeutet, dass es gesamthaft einen geringeren Konsum gibt. Solange die Tariferhöhungen weitergehen, die über der Inflation liegen, ist kaum mit einer Zunahme des realen Einkommens der Bevölkerung zu rechnen.
In diesem Zusammenhang hat die Beschäftigungspolitik eine besondere Bedeutung, weil mehr Beschäftigte für mehr Nachfrage sorgen. Die Regierung kommt jedoch hier nicht voran. Es ist nicht einmal gelungen, das wirklich gute Gesetzesprojekt über Förderung der Beschäftigung von Jugendlichen im Kongress durchzusetzen. Und bei anderen Initiativen (siehe Wirtschaftsübersicht vom 3.2.17) kommt die Regierung auch nicht voran. Nur der Durchbruch bei der Reform des Gesetzes über Arbeitsrisikoversicherung ist in der Vorwoche im Kongress gelungen. Doch dies löst das Problem gesamthaft kaum.
Die Regierung versucht in letzter Zeit, den Konsum durch weiche Kredite anzukurbeln, wie es schon die vorangehende Regierung getan hatte. Doch das hat eine sehr begrenzte Wirkung, wobei die Mittel, die die Banken für diesen Zweck aufwenden, dann für die normale Finanzierung des Arbeitskapitals von Unternehmen fehlen. Und das ist ein kritischer Aspekt bei einem Konjunkturaufschwung. Der Bankkredit ist ohnehin in Argentinien sehr begrenzt, und liegt im Verhältnis zum BIP bei ca. 12%, während es sonst auf der Welt über 50% und auch über 100% sind. Das stellt eine Hemmung für das Wachstum der Wirtschaft dar, für die auch diese Regierung keine Lösung hat. Was wir an dieser Stelle vorgeschlagen haben, dass der Dollarbereich für Kredite erweitert wird, steht nicht zur Diskussion. Argentinien hat faktisch zwei Währungen, den Peso und den Dollar, und das sollte beim Banksystem berücksichtigt werden. Wenn die Bevölkerung weitgehend in Dollar und nicht in Pesos spart, muss auch der Kredit so weit wie möglich auf Dollar übergehen. Dabei wird das Kursrisiko vom Gläubiger auf den Schuldner übertragen, und das ist richtig so.
Das Außenhandelsproblem
Bei der konjunkturellen Lage muss auch das Außenhandelsproblem in Betracht gezogen werden. Der zurückgebliebene Wechselkurs stellt hier ein Problem dar, da dadurch Importe gefördert und Exporte gehemmt werden. Das hat schon den Absatz und die Produktion bei vielen lokalen Industrieunternehmen stark beeinträchtigt. Doch das Wechselkursproblem lässt sich in einem Wahljahr nicht korrigieren, weil ein Abwertungssprung sich sofort auf die Inflationsrate überträgt, und dabei den Konsum senkt, Lohnforderungen anspornt und zu einer miesen politischen Stimmung führt. Unter diesen Umständen bleibt nichts anderes übrig, als die Einführung von Kontingenten bei Importprodukten, die lokale Produktion verdrängen, besonders bei Produkten aus Brasilien, die zollfrei importiert werden. Doch dies muss einen legalen Rahmen haben, der noch fehlt. Die willkürliche und korrupte Kirchner-Kontingentierung darf nicht wiederholt werden. Denkt jemand in der Regierung über dieses Thema nach? Nicht dass wir wüssten.
Der Zusammenhang zwischen lokalem Produktionsrückgang und erhöhten Importen besteht sehr deutlich bei Automobilen, Kleinlastern und Lastwagen, bei Schuhen, Möbeln, allerlei Küchen- und Haushaltsgeräten, Bekleidung und gelegentlich auch bei bestimmten Nahrungsmitteln. Zu erwarten, dass dieses Problem mit Kostensenkungen, steuerlichen Maßnahmen u. dgl. gelöst werden kann, wie es gelegentlich angedeutet wird, ist eine Naivität.
Die langfristige Sicht
Bei dieser Analyse gelangt man zum Schluss, dass die Regierung wenig tun kann, um die Wirtschaft anzukurbeln. Das ist jedoch ein Trugschluss. Denn sie kann in einzelnen Aspekten viel tun (und tut auch ziemlich viel), und die Summe hat dann auch eine Gesamtwirkung, die gelegentlich zum Vorschein kommt. Außerdem muss man, wenn von echtem Wachstum und nicht nur einer konjunkturellen Aufschwungphase die Rede ist, keine unmittelbaren Erfolge erwarten, sondern eine gut fundierte dauerhafte Entwicklung vor Augen haben. Politisch ist es jedoch nicht einfach, eine lange Durststrecke zu durchstehen. Die Versuchung, Maßnahmen mit unmittelbarer Wirkung zu ergreifen, auch wenn sie langfristigen Schaden verursachen, ist groß.
Die Kirchners, und besonders Cristina, haben stets Maßnahmen mit kurzfristiger Wirkung einen absoluten Vorrang gegeben, aber dabei langfristigen Schaden verursacht, den Macri jetzt zurechtbiegen muss. Macri muss prinzipiell jene Haltung vermeiden, die schädlich ist. In diesem Punkt muss er sich grundsätzlich von den Kirchners unterscheiden, auch wenn es politische Kosten mit sich bringt. Abgesehen davon, besteht keine Marge um die Kirchner-Politik weiterzuführen, die sich eigentlich schon unter CFK totgelaufen hatte. Dennoch müssen ständig Maßnahmen mit kurzfristiger Wirkung getroffen werden, die jedoch in die richtige Richtung zielen müssen. Die Diskussion über das Thema ist in den Wirtschaftswissenschaft nicht neu. Keynes prägte den Satz „langfristig sind wir alle tot“, womit er zum Ausdruck brachte, dass die Berücksichtigung der unmittelbaren Konjunktur Vorrang haben muss.
Das wirtschaftliche Wachstum beruht, wie es hervorragende Studien in den USA (von John Kendrick, dem Nobelpreisträger Robert Solow u.a.) ergeben haben, etwa zur Hälfte auf materiellen Faktoren (mehr Arbeitskraft, mehr Kapital und mehr natürliche Ressourcen) und zur anderen Hälfte auf immateriellen Faktoren (Effizienzfortschritte, Ausbildung, technologische Neuerungen, strukturelle Änderungen, und Verbesserung der institutionellen Rahmenbedingungen, an erster Stelle des Rechtssystems). Als Folge der technologischen Revolution dürften die nicht materiellen Faktoren gegenwärtig ein größeres Gewicht haben, da die Studien, auf die wir uns beziehen, vor einigen Jahrzehnten durchgeführt wurden. Die Computertechnologie, mit Internet und allem was dazugehört, die Biotechnologie, die revolutionäre Änderung bei den Fernverbindungen und viele andere technologische Fortschritte, haben die Welt grundsätzlich verändert, und Argentinien gehört zu den Ländern, die am meisten davon profitieren, einmal weil die Bevölkerung in der Lage ist, diese Technologie weitgehend aufzunehmen, was in vielen anderen lateinamerikanischen und auch afrikanischen Ländern nicht der Fall ist, und dann weil die Landwirtschaft, die ein großes Gewicht in der argentinischen Wirtschaft hat, dank Biotechnologie eine grundsätzliche Erneuerung erlebt hat, und dies weitergeht. Dieser starke technologische Wachstumsimpuls wird von den lokalen Wirtschaftlern bei ihren Analysen kaum berücksichtigt, obwohl er entscheidend ist.
Aus dieser grundsätzlichen Sicht der Wirtschaft sollte die Regierung den Schluss ziehen, dass sie auf den einzelnen Gebieten der Wirtschaft, besonders im staatlichen Bereich, Fortschritte anstreben muss, die zu erhöhter Effizienz der Wirtschaft führen. Besonders wichtig ist dabei das Transportsystem, also die Frachteisenbahnen und das Straßennetz. Und hier sticht einmal die Belgrano-Bahn hervor, deren Erneuerung weit fortgeschritten ist, und dann der Bau von Autobahnen. Überall bestehen Möglichkeiten, die untersucht und genutzt werden müssen.
Gesamthaft gesehen, hätte eine Verringerung der Staatsquote, die der privaten Wirtschaft mehr Raum gibt, auch eine direkte Wirkung auf die wirtschaftliche Leistung. Doch an dieses Problem geht die Regierung nur zaghaft heran, und lässt dabei das zentrale Thema, nämlich die Notwendigkeit des Beamtenabbaus, bei Seite. Man hat den Eindruck, dass der Regierung ein Gesamtkonzept über den Staat fehlt, und auch der Mut, den ernsthafte Reformen benötigen.
Eine Wirtschaft, die effizienter wird, wächst auch. Effizienz bedeutet extreme Rationalität bei den Entscheidungen und dem Verhalten, sowohl im öffentlichen wie im privaten Bereich, und das läuft den Argentiniern gegen den Strich. Es ist daher nicht einfach; und doch bleibt eigentlich nichts anderes übrig.